
H
aben eine 31-jährige Frau und ein
37-jähriger Mann Erste Hilfe ge-
leistet, oder haben sie im Gegenteil

einen Mann brutal überfallen? Diese Frage
versucht die dritte große Strafkammer des
Landgerichts Heilbronn zu klären. 

Die Nacht vom 14. auf den 15. ist lau, den
ganzen Tag über hat die Juli-Sonne über
dem Bürgergarten in Bietigheim-Bissingen
geschienen. Auch jetzt, nach Mitternacht,
lässt es sich noch gut im Freien aushalten.
Drei Personen, zwei Männer und eine Frau,
machen sich zu Fuß auf den Weg vom Bür-
gergarten, einem Park am Enzufer, an den
Bahnhof. Sie alle haben getrunken, mindes-
tens zwei von ihnen haben auch andere
Rauschmittel konsumiert. Auf dem Bahn-
hofsplatz, die Trinker haben es sich dort ge-
rade auf einer Bank gemütlich gemacht,
taucht plötzlich ein Mann auf. Blutüber-
strömt, das Shirt nur über die Schultern ge-
worfen. Er spricht gebrochen deutsch. Wie
sich später herausstellen wird, ist er Lette –
obwohl alle Beteiligten ihn im weiteren
Verlauf der Verfahrens nur den „blutigen 
Russen“ nennen. 

Die Gruppe geht auf den Mann zu, die
Frau eilt in eine nahegelegene Kneipe, um
nach Wasser und einem Waschlappen zu
fragen. Sie will die Wunden des Fremden
reinigen, einen Krankenwagen lehnt der
Unbekannte ab. Er sei in eine Schlägerei
verwickelt gewesen, benötige aber jetzt kei-
ne Hilfe. „Ich bin Russe, ich halte das aus“,
soll er gesagt haben. 

Als der Mann versorgt ist, ziehen sich
die Frau und einer der beiden Männer in
ein nahegelegenes Parkhaus am Bahnhof
zurück. Dort nehmen sie erneut illegal er-
worbene Medikamente zu sich, Lyrika,
Subutex, Benzodiazepine. Als sie auf den 
Bahnhofsplatz zurückkehren, ist der bluti-
ge Russe verschwunden – nicht aber seine
Ausweispapiere. Diese liegen verstreut auf
einer Steinbank. Die beiden stecken die
Dokumente ein und gehen. 

Das jedenfalls ist die Version der Ange-
klagten. Die Staatsanwaltschaft dagegen 
hat beim Auftakt der Verhandlung am
Dienstag ein völlig anderes Bild des Ge-
schehens gezeichnet.

Aus der Sicht der Anklage trafen die
Frau und der Mann mit einem dritten, un-
bekannten Mann in einer Unterführung 
am Busbahnhof auf das spätere Opfer. Mit
dem Ziel, seine Umhängetasche zu stehlen,
hätten sie dem Letten eine Glasflasche auf 
den Kopf und gegen die Schläfe geschlagen,
sagt die Staatsanwaltschaft. Als der Mann
schließlich zu Boden gegangen sei, hätten
die Täter auf ihn eingetreten und anschlie-
ßend die Tasche mit verschiedenen Doku-
menten, darunter den Ausweis und die ID-
Karte des Opfers, an sich genommen. Der
Lette erlitt Prellungen und musste im
Krankenhaus behandelt werden. Der Vor-
wurf, so der Staatsanwalt, laute daher auf
gemeinschaftlichen, besonders schweren
Raub und gefährliche Körperverletzung. 

So unterschiedlich die beiden Versionen
der Geschehnisse aus jener Sommernacht
auch sind, es gibt auch Gemeinsamkeiten:
Unstrittig ist, dass die Angeklagten in den
frühen Morgenstunden von Streifenpoli-
zisten kontrolliert wurden. Dabei fand die
Polizei verschiedene Papiere des Opfers.
Wenige Tage später verhafteten Beamte die
31-Jährige und den 37-Jährigen.

Was die Aufklärung für die Heilbronner
Richter erschweren dürfte: das mutmaßli-
che Opfer kann sich offenbar nicht daran
erinnern, wer es in jener Nacht angegriffen
hat. Laut den Angeklagten war auch der
Lette betrunken. 

Bietigheim-Bissingen Das Gericht 
befasst sich mit einem Fall wie 
aus einem Krimi. Von Julian Illi

Der „blutige 
Russe“ am 
Bahnhof

Ludwigsburg

Nahost-Experte berichtet
Jörg Armbruster, langjähriger ARD-Korrespon-
dent für den Nahen und Mittleren Osten, ist an 
diesem Donnerstag, 28. Januar, Gast in der 
Reihe „Ludwigsburger Begegnungen“. Er stellt 
sich von 17 Uhr an im Akademiehof 1 den Fra-
gen von Elisabeth Schweeger, der künstleri-
schen Leiterin und Geschäftsführerin der Aka-
demie für Darstellende Kunst Baden-Würt-
temberg. Der Eintritt zu der Veranstaltung mit 
der Filmakademie ist kostenfrei. rob

Schwieberdingen

Michels Abenteuer
Astrid Lindgrens „Michel aus Lönneberga“ 
kommt auf die Bühne des Schwieberdinger 
Bürgerhauses. Mindestens fünf Jahre alt soll-
ten die Besucher sein, die die Abenteuer des 
kleinen Blondschopfes erleben wollen. An die-
sem Donnerstag um 15.30 Uhr geht es los. rob

Kurz berichtet

Lehrer klagen gegen
längere Arbeitszeit

S
ie sollen wieder länger unterrichten,
und wollen das nicht einsehen: Der
Verwaltungsgerichtshof (VGH) in

Mannheim hat sich am Mittwoch mit einer
Normenkontrollklage dreier Lehrer be-
fasst, die sich gegen eine neue Rechtsver-
ordnung des Landes zur Lehrerarbeitszeit
richtet. Das Urteil soll bereits an diesem 
Donnerstag gesprochen werden. Man ver-
folge den Prozess „mit großem Interesse“,
sagte Martin Hettler, der Vorsitzende der
Lehrergewerkschaft GEW im Kreis Lud-
wigsburg, nach der Verhandlung. Das The-
ma treibe viele Kollegen um, die nun hof-
fen, dass die Kläger Erfolg haben. 

Im Kern geht es um die Verschiebung
der sogenannten Altersermäßigung. Frü-
her reduzierte sich die wöchentliche 
Unterrichtsverpflichtung von Lehrern 
automatisch um eine Stunde,
sobald sie das 58. Lebensjahr
vollendet hatten. Nach dem
60. Lebensjahr folgte ein wei-
terer Rückgang um eine Stun-
de. Das Ziel war, ältere Beam-
te zu entlasten. 

Auch die neue Rechtsver-
ordnung, die das Kabinett
2013 beschlossen hat und die 
zum Schuljahr 2014/2015 in
Kraft trat, sieht eine Altersermäßigung vor.
Aber die Altersgrenzen wurden um zwei 
Jahre nach hinten verschoben. Das heißt:
Lehrer kommen frühestens nach dem 60.
Lebensjahr in den Genuss der verkürzten
Unterrichtszeit. Was auf erhebliche Kritik 
stößt. In Anbetracht der längeren Lebens-
arbeitzeit müsse „der Staat eigentlich ein
Eigeninteresse haben, dass Lehrer länger
arbeitsfähig bleiben“, sagt die GEW. Stress
und Lärm in Klassenzimmern seien im hö-
heren Alter schlicht schwerer zu ertragen.

dem Kultusministerium im Saal, der vor al-
lem auf die schwierige Haushaltslage und
den daraus resultierenden Spardruck ver-
wies. Das Land müsse die privaten Interes-
sen gegen die öffentlichen abwägen und sei
sich bewusst, dass die Neuregelung „keine
schöne Maßnahme für die Lehrer“ sei.
Wichtiger sei aber, dass die Unterrichtsver-
sorgung funktioniere. Die Verschiebung
der Altersgrenze bringe immerhin 411 zu-
sätzliche Lehrerdeputate. 

Der VGH muss nun entscheiden, ob die
Rechtsverordnung des Landes höherrangi-
ges Recht verletzt. Der 4. Senat ließ am 
Mittwoch durchblicken, dass er dafür keine
Anhaltspunkte sehe. Der Dienstherr habe,
sagte der Vorsitzende Richter, bei der Fest-
legung der Arbeitszeit einen gewissen Er-
messensspielraum – sofern berücksichtigt 

sei, dass die Beamten nicht
übermäßig belastet würden.

Die Altersermäßigung, so
der Richter weiter, sei eine
freiwillige Leistung und nir-
gends vorgeschrieben. Hinzu
komme, dass diese nicht dafür
gedacht sei, die Gesamt-
arbeitszeit von Lehrern zu re-
duzieren. Diese sollen in hö-
herem Alter lediglich weniger

unterrichten, um mehr Zeit für die Vor- 
und Nachbereitung zu erhalten. Aus all die-
sen Punkten ergebe sich, dass die Anhe-
bung der Altersgrenze wohl „verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden“ sei. 

Damit ist nicht gesagt, dass auch die Kla-
ge abgewiesen wird. Denn bei den drei An-
tragsstellern handelt es sich um Lehrer, die
bereits in den Genuss der Altersermäßi-
gung kamen und seit der Neuregelung wie-
der länger arbeiten müssen. Sie kritisieren,
dass das Land für solche Fälle keine Über-
gangsregelung geschaffen habe, und for-
dern quasi Bestandsschutz. 

Region Stuttgart Der Verwaltungsgerichtshof muss entscheiden,
ob die Neuregelung des Landes rechtmäßig ist. Von Tim Höhn

„Stress und Lärm 
im Klassenzimmer 
sind in höherem 
Alter schwerer 
zu ertragen.“
Martin Hettler von der 
Lehrergewerkschaft im Kreis

Entscheidung über Entscheid ist vertagt

D
ie Befürworter eines Bürgerent-
scheids zur geplanten neuen Ne-
ckarbrücke in Remseck haben

einen Rückschlag erlitten. Der Gemeinde-
rat der Stadt lehnte in seiner Sitzung am 
Dienstagabend einen Antrag der FDP-
Fraktion ab, der eine umgehende Entschei-
dung für ein solches Plebiszit gefordert hat-
te. Vielmehr stimmten die Räte dem Vor-
schlag der Verwaltung zu, zunächst die wei-
tere Planung zur Westrandbrücke abzu-
warten und gegebenenfalls später zu be-
schließen, ob die Bürger direkt angehört
werden sollen. Der Oberbürgermeister
Dirk Schönberger sagte dazu: „Es muss klar
sein, über was die Bürger abstimmen. Bis-
lang ist das eine Phantomdiskussion.“ 

Der Abstimmung ging eine teils hoch
emotionale Diskussion voraus, in der auch
einige grundlegende Ratsbeschlüsse der
vergangenen Jahre wieder infrage gestellt 
wurden. So sagte der SPD-Stadtrat Harald 

Sommer, eine Abstimmung über die West-
randbrücke wäre in Wahrheit ein Urteil
über die Neue Mitte – und auch über die
seit Jahren umstrittene Nord-Ost-Umfah-
rung. „Wir können doch nicht so tun, als sei
das bloß eine harmlose Abstimmung über
die Brücke.“ Auch der Fraktionschef der
CDU Steffen Kirsch sprach sich gegen eine 
sofortige Entscheidung aus – mit einem
solchen Prozedere hätte sich das Gremium
schließlich noch nie beschäftigt. 

Die Initiatoren des Antrags um den
FDP-Rat Kai Buschmann hatten zuvor da-
für geworben, einen Bürgerentscheid auf
den Weg zu bringen. Der Rat könne das
jetzt beschließen und später dann über die
konkrete Frage und den Zeitpunkt ent-
scheiden, sagte Buschmann. „Das ist auch
ein Thema, das bei einem Bürgerentscheid 
gut kommunizierbar ist.“ Auch warb
Buschmann dafür, mit einem Plebiszit die 
Position der Stadt in den Verhandlungen 

mit dem Land zu verbessern. „Wir hindern 
das Land daran, zu sagen, wir müssen die
Mehrheit der Kosten tragen.“

Worauf der FDP-Rat damit anspielte:
Vor wenigen Wochen hatte das Regierungs-
präsidium Stuttgart verlautbart, dass es
sich bei der geplanten neuen Neckarque-
rung in dem Ortsteil Neckargröningen um
ein gemeinsames Vorhaben von Land und
Stadt handle – die Kosten demnach geteilt 
werden müssten. Wie genau das geschehen
soll, ist aber noch offen. Die Stadt hofft da-
rauf, dass Stuttgart einen möglichst großen
Anteil schultert. 

Kai Buschmann und die FDP sind nach
dem jüngsten Dämpfer aber nicht verzagt:
Man wolle nun die weitere Planung abwar-
ten, sagte der FDP-Politiker, und dann
einen neuen Antrag stellen. Sollte dieser
erneut abgelehnt werden, „werden wir so-
fort zum Unterschriftensammeln überge-
hen“. Mit einem Bürgerbegehren, so seine
Hoffnung, könnte ein Entscheid auf ande-
rem Wege erzwungen werden. 

Die Brücke beschäftigte die Räte am
Dienstag aber noch in anderer Weise: Mit
großer Mehrheit stimmten sie dafür, dass 
die Stadt gemeinsam mit dem Land in die
Vorplanung einsteigt. Die Kosten von rund
200 000 Euro werden geteilt. Wichtig sei 
der Verwaltung, sagte OB Schönberger,
dass es sich nicht nur um eine Brücke, son-
dern auch um eine Westrandstraße handle.
In einem Brief will die Stadt zudem unter-
streichen, dass sie das Land bei den Kosten
in der Pflicht sieht. 

Remseck Die Gemeinderäte wollen keine Bürgerbefragung zur 
geplanten Westrandbrücke – zumindest vorerst nicht. Von Julian Illi

Der Neckar in Remseck-Neckargröningen: Eine neue Brücke soll her. Foto: factum/Weise

LANGER WEG ZUM BRÜCKENBAU
Chronologie Bereits im Jahr 2014 hat die FDP 
im Remsecker Rat angeregt, die Bürger über die 
geplante Brücke entscheiden zu lassen. Zwi-
schenzeitlich wies die Verwaltung das Ansin-
nen aber zurück – da es rechtlich nicht zulässig 
sei. Eine Prüfung des Regierungspräsidiums 
Stuttgart ergab schließlich, dass die Bürger 
sehr wohl über den Bau abstimmen dürften. 

Neue Querung Seit Jahren wird um eine Lö-
sung für die Stauprobleme in Remseck gerun-
gen. Eine neue Brücke westlich der bisherigen 
soll die Autos besser in Bewegung bringen. 
Doch unklar ist, wie groß das geplante Bauwerk 
wird – und was es kostet. jui

Leserforum

Nicht überschätzen

Zu Schulleiter werden zu 
Marktschreiern , 17. Januar 2016

Wenn eine Schule ein gutes Angebot hat
und eine gelebte Tradition, muss der
Rektor sich nicht zum Marktschreier ma-
chen. Natürlich fallen manche Eltern
auch auf Versprechungen herein, die eine
Schule dann nicht halten kann. Bei über-
füllten Klassen und Raummangel relati-
viert sich ein Superangebot schnell.

Auch die CDU wird die eingeleitete
Schulpolitik nicht um 180 Grad umdre-
hen können – denn eine Alternative für
die gescheiterte Hauptschule muss es
schon noch geben. Natürlich ist es legi-
tim, die Vorzüge und das Profil der eige-
nen Schule herauszustellen. Ich als Real-
schullehrer kann sagen: viele unserer
Realschüler waren in der Lage, nach der
Mittleren Reife noch das Abitur und ein
Studium dranzuhängen. Ich habe nach
dem Studium im Beruf noch viel gelernt.
Fritz Plachetta, Hemmingen

Asperg

Feuer und Streit
in Flüchtlingsheim
Wegen eines Brandes ist ein Flüchtlings-
quartier in der Asperger Gartenstraße am
Dienstag geräumt worden. Etwa 130 Perso-
nen mussten für eine halbe Stunde ins
Freie. Ein 22-Jähriger erlitt eine Rauchgas-
vergiftung und kam ins Krankenhaus.

Feuer gefangen hatte gegen 21.30 Uhr
ein Teil eines Sofas, das außerhalb der
Wohnbereiche in einem Zimmer der
Unterkunft stand. Warum, ist laut der Poli-
zei noch nicht geklärt. Als die Feuerwehr
eintraf, löschten einige Bewohner bereits
das kokelnde Möbelstück. Die Einsatzkräf-
te lüfteten das stark verrauchte Gebäude.

Bei der Räumung bezichtigte ein
26-Jähriger andere Bewohner des Dieb-
stahls. Zweimal mussten Polizeibeamte
schlichtend eingreifen – mit dem Ergebnis,
dass sich der Mann über Nacht im Korn-
westheimer Revier beruhigen musste. cri
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